










6 Leitgedanke

1.1   Menschenwürde und Demokratie 
als Verfassungsauftrag

Zentraler, leitender Gedanke des Grundgesetzes (GG) 
und der Bayerischen Verfassung (BV) ist, dass die neue 
demokratische Verfassungsordnung nach den Erfahrun-
gen aus der Weimarer Republik nicht (wieder) von Ver-
fassungsfeinden zur Disposition gestellt werden darf. Die 
„Menschenwürde“ und das „Demokratieprinzip“ wurden 
daher von vornherein nicht einfach postuliert, sondern 
unter den besonderen Schutz und in das Zentrum staat-
lichen Handelns gestellt.

In der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus 
sind diese zentralen Werte von ganz besonderer Bedeu-
tung: Es geht um die Gleichwertigkeit aller Menschen, 
um deren Schutz durch einen wehrhaften Staat – wie er 
in der Weimarer Republik vielfach vermisst wurde, zu-
mal wenn es um den Schutz jüdischer Menschen ge-
gangen wäre – und um ein Demokratieprinzip, das den 
tatsächlichen demokratischen Wettbewerb sicherstellt. 
Minderheiten müssen geschützt werden und in der Lage 
sein, ihre Auffassungen zur Geltung zu bringen, um mit 
grundsätzlicher Erfolgsaussicht am demokratischen 
Wettbewerb teilzunehmen. Dieser selbst setzt nicht nur 
die notwendigen rechtlichen Festlegungen voraus, son-
dern insbesondere auch eine Kultur der Toleranz und  
bewusst angenommener und getragener Pluralität.

1.2   Politischer Extremismus als  
Angriff auf die freiheitliche  
demokratische Grundordnung

Im Gegensatz dazu zeichnet sich Rechtsextremismus 
durch die Ablehnung der universellen Geltung der Men-
schenrechte, durch Totalitarismus, Militanz und Feind-
seligkeit aus.
 
Politischer Extremismus lässt sich als letzte Stufe ei-
nes Radikalisierungsprozesses verstehen, der dadurch 
gekennzeichnet ist, dass er fundamentale Veränderun-
gen an unserer Gesellschaftsordnung anstrebt und dabei 
die Grenzen des demokratischen Rechtsstaats in Frage 
stellt oder überschreitet. Er bedeutet einen Angriff auf 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung, „die 
unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft 
eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grund-
lage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen
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»  Die Würde des Menschen  
ist unantastbar. «

 
»  … ohne Unterschied der 

Geburt, der Rasse, des Ge-
schlechts, des Glaubens und 
des Berufs. «

 
» Rechts-, Kultur- und Sozialstaat « 
 
» Herz und Charakter bilden « 
 
»  Alle haben die Verfassung  

und die Gesetze zu achten  
und zu befolgen. « 

 
»  Sie zu achten und zu  schützen 

ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt. «

 
»  … dass alle ihre Treuepflicht 

gegenüber Volk und  
Verfassung, Staat und  
Gesetzen  erfüllen. « 

 
»  Rassen- und Völkerhass  

zu  entfachen ist verboten  
und strafbar. « 
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 der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit 
darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ord-
nung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den 
im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor al-
lem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie 
Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, 
die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das 
Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle 
politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmä-
ßige Bildung und Ausübung einer Opposition.“1

1.3  Extremismusbekämpfung als 
Staatsaufgabe einer wehrhaften 
Demokratie

Vor dem Hintergrund dieser historischen und normati-
ven Voraussetzungen ist die freiheitliche demokratische 
Grundordnung als wehrhafte Demokratie ausgestaltet. 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat hierzu u. a. 
ausgeführt:

„Um eine freiheitliche demokratische Ordnung dauerhaft 

zu etablieren, will das Grundgesetz nicht auch die Frei-

heit gewährleisten, die Voraussetzungen der freiheitlichen 

Demokratie zu beseitigen und die gewährte Freiheit zur 

Abschaffung dieser Ordnung zu missbrauchen (…). Das 

Grundgesetz nimmt vor diesem Hintergrund aus dem Plu-

ralismus von Zielen und Wertungen, die in den politischen 

Parteien Gestalt gewonnen haben, gewisse Grundprin-

zipien der Staatsgestaltung heraus, die, wenn sie ein-

mal auf demokratische Weise gebilligt sind, als absolute 

Werte anerkannt und deshalb entschlossen gegen alle 

Angriffe verteidigt werden sollen. Ziel ist eine Synthese 

zwischen dem Prinzip der Toleranz gegenüber allen poli-

tischen Auffassungen und dem Bekenntnis zu gewissen 

unantastbaren Grundwerten der Staatsordnung.“ 2

Diese grundlegenden normativen Festlegungen in der 
Bayerischen Verfassung und im Grundgesetz bilden 
den verbindlichen Maßstab für staatliches Handeln zum 
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.
Der Kampf gegen jegliche Form von Extremismus muss 
auf allen politischen und gesellschaftlichen Ebenen ent-
schlossen und offensiv geführt werden. Die Bayerische

1 BVerfGE 2, 1/12 f.; vgl. auch BVerfGE 5, 85/140 und § 4 Abs. 2 BVerfSchG
2 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017, 2 BvB 1/13, Rn. 515 f.

 Staatsregierung hat es sich zur Aufgabe gemacht, den 
Gefahren, die von Extremismus für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung, die Sicherheit und Unver-
sehrtheit der in Bayern lebenden Menschen und die 
Friedlichkeit des Zusammenlebens in unserer pluralisti-
schen Gesellschaft ausgehen, ressortübergreifend entge-
genzutreten. Auf der Grundlage eines gefestigten Demo-
kratie- und Werteverständnisses soll das Entstehen von 
menschenverachtenden Einstellungen bereits im Ansatz 
verhindert werden. 

Darauf aufbauend gibt es eine breite Palette an informa-
tiven, präventiven und beratenden Maßnahmen, um eine 
Radikalisierung weitestgehend zu vermeiden. Extremis-
tische Bestrebungen gilt es unter Ausschöpfung aller zur 
Verfügung stehenden rechtsstaatlichen Mittel zu verhin-
dern, zu bekämpfen und strafbares Verhalten unnachsich-
tig zu ahnden.
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2.  Erscheinungsformen und Gefährdungs-
potenziale des Rechtsextremismus

3  Für eine ausführliche Darstellung des Rechtsextremismus in Bayern siehe den jeweils aktuellen Verfassungsschutzbericht.

Der Rechtsextremismus3 stellt in Deutschland kein ideolo-
gisch einheitliches Gefüge dar. Er hat viele verschiedene 
Ausprägungen: Parteien kämpfen um Einfluss in Parlamen-
ten. Ideologen versuchen, rassistisches und nationalisti-
sches Gedankengut intellektuell zu verpacken. Antisemiten 
sehen allein in der Existenz von Juden die Ursache vieler 
Probleme. Neonazis bekennen sich offen zum Nationalso-
zialismus und treten einerseits vielfach aggressiv und mili-
tant auf. Andererseits versuchen sie, durch die Gründung 
von Tarnorganisationen ihre wahren Absichten zu verschlei-
ern und so ihren Einfluss in die Breite der Gesellschaft  
hinein zu erhöhen.

Einstellungen wie Antisemitismus, Rassismus und De-
mokratiefeindlichkeit können sich gegebenenfalls zu 
(Rechts-)Extremismus verdichten. Ausgehend von die-
sen Einstellungen äußern sich rechtsextremistische Welt-
bilder in typischen Aktivitäten und Organisationsformen, 
die nicht zuletzt auch in Gewalt und Straftaten münden.

Im Rahmen des Handlungskonzeptes gegen Rechtsextre-
mismus wird diesen Erscheinungsformen auf unterschied-
lichen Ebenen begegnet. Allgemeine Demokratie- und 
Werteerziehung sowie vorbeugende phänomenbezoge-
ne Information und Prävention sollen das Entstehen von 
rechtsextremistischen Einstellungen und Weltbildern ver-
hindern. Unterstützende Beratungs- und Deradikalisie-
rungsmaßnahmen sollen rechtsextremistische Aktivitäten 
unterbinden, das Umfeld von Radikalisierten stärken so-
wie diese selbst zum Ausstieg bewegen. Sobald Rechts-
extremisten die verfassungsschutz- bzw. strafrechtsrele-
vante Schwelle überschritten haben, gelangen repressive 
Maßnahmen zur Anwendung.

2.1 Kernelemente

Kernelemente einer rechtsextremistischen Weltanschau-
ung sind:

Antipluralismus
Es wird von einem identitätsstiftenden und dem Wohl al-
ler dienenden Volkswillen ausgegangen. Diesen umzuset-
zen sei Aufgabe des Staates. Andere Meinungen werden 
als „antideutsch“ oder gar „volkszersetzend“ eingestuft.

Antisemitismus
Laut der Definition der Internationalen Allianz für Ho-
locaust-Gedenken (IHRA), die sowohl von der Bundes-
regierung als auch der Bayerischen Staatsregierung an-
genommen wurde, ist Antisemitismus eine bestimmte 
Wahrnehmung von Juden, die sich als Hass gegenüber 
Juden ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet sich 
in Wort oder Tat gegen jüdische oder nicht-jüdische Einzel-
personen und/oder deren Eigentum sowie gegen jüdische 
Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrichtungen. Da-
rüber hinaus kann auch der Staat Israel, der dabei als jüdi-
sches Kollektiv verstanden wird, Ziel solcher Angriffe sein.

Autoritarismus
In demokratischen Ordnungssystemen ist der Staat ein 
Instrument der Selbstorganisation der Gesellschaft, das 
Wechselbeziehungen zwischen Staat und Gesellschaft 
vorsieht. Im autoritären Staatsverständnis steht der Staat 
in einem einseitig dominierenden Verhältnis über der  
Gesellschaft.

Rassismus / Fremdenfeindlichkeit
Die eigene Nation oder Rasse wird zum zentralen Kriteri-
um der Identität erhoben. Ihr wird ein höherwertiger Sta-
tus zugeschrieben, was zwangsläufig die Abwertung und 
Geringschätzung von nicht zur eigenen Nation oder Ras-
se gehörenden Menschen und Gruppen zur Folge hat. 

Revisionismus
Rechtsextremisten versuchen, die nationalsozialistische 
Gewaltherrschaft unter Herausstellung angeblich positi-
ver Leistungen zu rechtfertigen, Widerstand gegen das 
NS-Regime zu diffamieren und die Verbrechen des Dritten 
Reiches zu verschweigen, zu verharmlosen oder sogar zu 
leugnen. Die Verständigung auf die Oder-Neiße-Linie und 
damit die deutsche Ostgrenze wird infrage gestellt.

Unter Bezugnahme auf aus historischen Zusammen-
hängen gerissene Ereignisse, Argumente und Annah-
men wird eine fiktionale Gegenerzählung aufgebaut und 
zur historisch absoluten Wahrheit erklärt. Diesem, von 
einfachen Freund-Feind-Kategorisierungen geprägten 
rechtsextremistischen Geschichtsverständnis sowie dem 
Gebietsrevisionismus kommt in erster Linie eine identi-
tätsstiftende und mobilisierende Funktion zu.



9Erscheinungsformen und Gefährdungspotenziale des Rechtsextremismus

Völkischer Nationalismus
Darunter wird eine Nation auf Basis ethnischer Homoge-
nität verstanden. Zur eigenen Nation bzw. zum eigenen 
Volk gehört danach, angeblich naturgegeben, nur die als 
ethnisch homogen postulierte „Rasse“. Es wird in die-
sem Zusammenhang eine Homogenität unterstellt, die 
einer realistischen Betrachtung nicht standhält. Die Nati-
on bzw. die Volksgemeinschaft wird über das Individuum 
gestellt. Das rechtsextremistische Weltbild steht damit in 
einem fundamentalen Widerspruch zum Grundgesetz, 
das die Würde jedes einzelnen Menschen betont.

2.2 Aktivitäten

Diesen Kernelementen einer rechtsextremistischen Welt-
anschauung wird durch folgende typische Aktivitäten und 
Erscheinungsbilder Ausdruck verliehen:

Versammlungen
Rechtsextremistische Versammlungen sind die öffent-
lichkeitswirksamsten Handlungen, die es den beteiligten 
Akteuren erlauben, Inhalte zu artikulieren und durch die 
Präsenz im öffentlichen Raum Stärke und Handlungsfä-
higkeit zu zeigen. Es gibt große, überregionale Versamm-
lungen, die in der Regel langfristig geplant, von Mobi-
lisierungskampagnen begleitet und angezeigt sind, und 
regionale bzw. lokale Versammlungen, die häufig nur 
kurzfristig geplant sind, kaum beworben werden oder 
spontan stattfinden.

Flugblattverteilung, Aufkleber, Graffiti
Durch diese Aktionsformen im öffentlichen Raum wird auf 
konkrete Veranstaltungen hingewiesen, und es werden 
politische Positionen der jeweiligen Gruppierung sichtbar 
gemacht (z. B. „Nationaler Sozialismus oder Untergang“). 
Oftmals soll aber auch der jeweilige Aktionsort als besetzt 
markiert oder der politische Gegner (z. B. „Antifa-Gruppen 
zerschlagen“) bzw. Opfergruppen rechter Gewalt einge-
schüchtert werden (z. B. „Asylanten? Nein Danke!“).4

Wortergreifungsstrategie
Rechtsextremistische Akteure beteiligen sich oftmals 
unauffällig, getarnt als „besorgte Bürger“, an öffentli-
chen Veranstaltungen und nutzen diese als Plattform zur

4   Vgl. Klare, H., Sturm, M.: Aktuelle Aktionsformen und Handlungsangebote der extremen Rechten, in: Virchow, F./Langebach, M./Häusler, A. (Hrsg.):  
Handbuch Rechtsextremismus, Wiesbaden 2016, S. 192

5  Vgl. ebd., S. 196

 Verbreitung ihrer menschenverachtenden Propaganda. 
„Wortergreifung“ meint dabei die gezielte verbale Kon-
frontation mit Vertretern der demokratischen Zivilgesell-
schaft in Diskussionsrunden und Informationsveranstal-
tungen. Auch in Internetforen, am Arbeitsplatz oder in 
Vereinen versuchen sie, Diskussionsteilnehmer einzu-
schüchtern, inhaltlich zu dominieren und letztlich den 
Eindruck der Meinungsherrschaft zu erwecken.

Publizistik
Das rechtsextremistische Verlagswesen dient als Pro-
pagandainstrument der Selbstinszenierung und Gemein-
schaftsbildung. Daneben sollen mit Akademien und 
Kongressen der eigene wissenschaftliche Nachwuchs 
gefördert und die Herausbildung einer „volksbewussten“ 
politischen Elite unterstützt werden. Solche Veranstaltun-
gen dienen dem Austausch unterschiedlicher Spektren 
der rechtsextremistischen Szene bzw. rechtskonservati-
ver Initiativen und Projekte.5

Internet, soziale Medien
Angehörige der rechtsextremistischen Szene nutzen in-
tensiv das Internet als Propaganda-, Rekrutierungs- und 
Koordinierungsmedium. Die Zahl der von deutschen 
Rechtsextremisten betriebenen Internetseiten bewegt 
sich seit Jahren auf hohem Niveau. 

Die rechtsextremistische Szene orientiert sich laufend an 
einem sich ändernden Internetnutzungsverhalten, bei dem 
mobile Endgeräte wie Smartphones eine immer größe-
re Rolle spielen (z. B. Nutzung von szenetypischen Apps).

Daneben werden soziale Netzwerke wie Facebook, In-
stagram, WhatsApp, YouTube, Twitter, Telegram und 
Snapchat zur szeneinternen Kommunikation in ge-
schlossenen Foren und Chatrooms sowie als Propa-
gandaplattform genutzt.

Gedenkveranstaltungen (Märtyrerkult)
Gedenkveranstaltungen für Märtyrer und andere my-
thisch verklärte Referenzpersonen der „nationalen Be-
wegung“ dienen der charakteristischen Selbstinszenie-
rung von Rechtsextremisten als „politische Soldaten“. 
Durch solche Veranstaltungen wird eine traditionsstiften-
de Verbindungslinie zwischen den historischen  Akteuren
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 der SA oder der Freikorps und den heutigen Aktivis-
ten konstruiert.6 Typische Aktionsformen sind hierbei 
das Verlesen der Namen von im Krieg Gefallenen, die 
demonstrative und oftmals auch im Internet dokumen-
tierte Reinigung von Kriegerdenkmälern, Kranzniederle-
gungen, Zeitzeugenveranstaltungen und Gedenk- bzw. 
Erinnerungsmärsche.

Musik- und Freizeitveranstaltungen, Kleidung, Symbole
Musik- und Freizeitveranstaltungen sowie Bekleidung ha-
ben für die rechtsextremistische Szene mehrere Funkti-
onen: Sie stärken die Gruppenidentität, sind Ausdruck 
rechtsextremistischen Lebensgefühls, sollen neue Ak-
teure anziehen, dienen als Plattform für soziale Kontakte 
sowie als wesentliches Eintrittstor in die Szene. Zuletzt 
haben mehrtägige Formate, in welchen musikalische Bei-
träge, politische Vorträge, Kampfsportveranstaltungen 
und Verkaufsstände kombiniert wurden, eine große An-
ziehungskraft entwickelt. Neben Kleidungsstücken haben 
unter Anhängern der rechtsextremistischen Szene auch 
andere Symbole an Bedeutung als Identifikationsmerk-
mal gewonnen, wie Aufnäher, Buttons oder szenetypi-
sche Tätowierungen.

Schutzkampagnen, Streifengänge
Im Rahmen von Schutzkampagnen wie rassistisch mo-
tivierten Patrouille-Aktionen schüren Szeneangehörige 
Ängste vor Menschen mit Migrationshintergrund und 
suggerieren, dass der Staat und seine Sicherheitsorga-
ne nicht mehr in der Lage seien, die Sicherheit der Bür-
gerinnen und Bürger zu gewährleisten. Sie inszenieren 
sich dabei als Mahner, Kümmerer und vor allem als ver-
meintliche Gewährleister von Schutz und Ordnung im 
öffentlichen Raum. Die je nach Gruppierung teils mit ei-
nem hohen Ressourcenaufwand verbundenen Aktionen 
haben das Ziel, das Sicherheitsempfinden der Bevölke-
rung nachhaltig zu beeinflussen und den Rechtsstaat 
und das staatliche Gewaltmonopol generell infrage zu 
stellen. Mit „Streifengängen“ und ähnlichen Aktions-
formaten wollen Rechtsextremisten zudem Präsenz im 
öffentlichen Raum zeigen, um nicht zuletzt auch Per-
sonen mit Migrationshintergrund und politische Gegner 
einzuschüchtern.

2.3  Organisationsformen

Das Personenpotenzial rechtsextremistischer Bestre-
bungen wird nach seinem Organisationsgrad in die Be-
reiche rechtsextremistische Parteien, parteiungebunde-
ne bzw. parteiunabhängige Strukturen und weitgehend 
unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpo

6  Vgl. ebd., S. 197

tenzial untergliedert, wobei es teilweise zu personellen 
Überschneidungen kommt.

2.3.1 Parteien

In Bayern sind neben der NPD und ihrer Teilorganisati-
on Junge Nationalisten (JN) insbesondere die Partei III. 
Weg sowie die Jugendorganisation der Alternative für 
Deutschland (AfD), die Junge Alternative für Deutsch-
land (JA) aktiv.

2.3.2  Parteiungebundene bzw. parteiunab-
hängige Strukturen

Darunter fallen Kameradschaften, Vereine, Netzwerke, 
Nachfolgebestrebungen zu verbotenen Organisationen, 
Verlage und sonstige organisierte rechtsextremistische 
Gruppierungen:

Bürgerinitiativen
Anhänger der rechtsextremistischen Szene nutzen die 
Möglichkeit, über Bürger initiativen politisch Einfluss zu 
nehmen. Durch die Bezeichnung als „Bürgerinitiative“ 
wollen sie ihre eigentliche Gesinnung verschleiern und 
sich als wählbare politische Alternative präsentieren. Ins-
besondere die Behandlung bürgernaher Themen und lo-
kaler Probleme soll „Volksnähe“ zeigen. Die politischen 
Lösungsvorschläge orientieren sich jedoch deutlich an 
der rechtsextremistischen Ideologie.

Subkulturell geprägte Rechtsextremisten
Unter die Kategorie „subkulturell geprägte Rechtsex-
tremisten“ fallen Skinhead-Guppierungen, wie etwa 
die „Hammmerskins“ oder „Voice of Anger“, und neu-
ere subkulturelle Strukturen, wie etwa die NS-Hateco-
re-Szene oder die NS-Black-Metal-Szene. Auch jüngere 
Strömungen wie Neofolk, rechtsextremistischer Rap und 
NS-Techno zählen zu dieser Kategorie.

Neonazistische Personenzusammenschlüsse  
(ohne Parteien)
Die Neonazi-Szene schließt sich in informellen Gruppen 
zusammen, die weitgehend ohne feste Strukturen aus-
kommen und auch in überregional tätigen Netzwerken 
zusammenarbeiten. Neonazistische Gruppen in Bayern 
sind insbesondere die Kameradschaften, wie z. B. die  
„Freien Kräfte Berchtesgadener Land“.

Sonstige rechtsextremistische Organisationen  
und Personen
Zur Kategorie „sonstige rechtsextremistische Organisa-
tionen und Personen“ zählen die „Identitäre Bewegung 
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Deutschlands (IBD)“, Teile der -GIDA-Gruppierungen so-
wie Vereine, wie etwa der „Schutzbund für das Deutsche 
Volk e. V. (SDV)“.

Die sogenannten Reichsbürger und Selbstverwalter 
lehnen die Legitimität der Existenz der Bundesrepublik 
Deutschland und deren Rechtssystem ab. Nur in wenigen 
Fällen, in denen sich Versatzstücke antisemitischer oder 
nationalsozialistischer Denkmuster wiederfinden, ist eine 
Zuordnung zur rechtsextremistischen Szene belegbar. 

2.3.3  Weitgehend unstrukturiertes rechts-
extremistisches Personenpotenzial 

Darunter werden alle Rechtsextremisten zusammenge-
fasst, die nicht unter die Bereiche 2.3.1 und 2.3.2 fallen, 
also insbesondere organisationsungebundene Subkultu-
relle, Straf- und Gewalttäter und Internetaktivisten.

2.4  Straftatenrelevanz einschließlich  
Gewaltpotenzial

Insbesondere Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus, verbunden mit Hass und Ablehnung von De-
mokratie und pluralistischer Gesellschaft, bilden den 
Nährboden für rechtsextremistische Gewalttaten. Die 
Abwertung und Entmenschlichung durch Betonung von 
Feindbildern sowie der in Teilen der Szene gepflegte Ge-
waltkult, der mit der Verherrlichung von „kriegerisch-sol-
datischer Tugend“ einhergeht, fördern ein Sinken der 
Hemmschwelle zur Gewaltanwendung.

Die Mehrzahl der rechtsextremistischen Gewalttaten7 
wird spontan verübt. Häufig erfolgen solche Taten aus 
einer Situation heraus, in der rechtsextremistische Ak-
teure – einzeln oder in kleinen Gruppen – auf Perso-
nen treffen, die den typischen rechtsextremistischen 
Feindbildern entsprechen. Allerdings gibt es auch immer 
wieder Zusammenschlüsse von Personen, die auf eine 
geplante Begehung von Gewalttaten abzielen. Derarti-
ge Radikalisierungsverläufe können bis zur Bildung ter-
roristischer Gruppierungen führen.

Rechtsextremistische Gewalt richtet sich gegen Perso-
nen, die nicht dem Weltbild der Rechtsextremisten ent-
sprechen. Darunter fallen neben Menschen mit Migrati-
onshintergrund auch Personen jüdischen Glaubens und 
politische Gegner, darunter insbesondere auch politische 
und zivilgesellschaftliche Akteure, die sich gegen Rechts-
extremismus engagieren.

7   Im Hinblick auf aktuelle Zahlen wird auf den Verfassungsschutzbericht Bayern verwiesen, der im jährlichen Turnus herausgegeben wird.
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3.  Aktuelle Herausforderungen

3.1  Beteiligung von Rechtsextremisten 
an aktuellen Protestbewegungen

Die rechtsextremistische Szene versucht auch bei ak-
tuellen Protestbewegungen Anschluss an gesellschaft-
liche Debatten zu finden und so über den eigenen An-
hängerkreis hinaus in die Gesellschaft hinein zu wirken. 
Beispielsweise fanden im gesamten Bundesgebiet im 
Zusammenhang mit den staatlichen Beschränkungs-
maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 
eine Vielzahl an angezeigten und nicht-angezeigten 
Versammlungen statt. Das Teilnehmerfeld erwies sich 
meist als heterogen und größtenteils nicht-extremis-
tisch geprägt. Allerdings beteiligten sich auch in Bay-
ern Personen aus der rechtsextremistischen Szene an 
„Hygiene-“, „Corona-“, „Anti-Corona-“ oder „Anti- 
Impf“-Demonstrationen, dokumentierten ihre Teilnah-
men auf ihren Social-Media-Kanälen und versuchten, in 
ihren Online-Beiträgen die Kritik an den staatlichen Be-
schränkungsmaßnahmen für ihre eigene staats- und ver-
fassungsfeindliche Propaganda zu instrumentalisieren. 

Zum Beispiel propagierten verschiedene rechtsex tre-
mistische Akteure in den sozialen Medien, dass die 
Ausgangsbeschränkungen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie ein Ablenkungsmanöver seien, um 
heimlich die Zahl der Immigranten in der EU zu erhöhen 
oder dass sich Personen mit Migrationshintergrund pau-
schal nicht an Hygiene- und Schutzmaßnahmen hielten. 
Mit diesen Anschuldigungen versucht die rechtsextre-
mistische Szene eine ausländerfeindliche Stimmung zu 
erzeugen sowie Regierungen und staatliche Institutionen 
in Misskredit zu bringen. 

Neben Rechtsextremisten versuchten auch Personen 
aus der Szene der Reichsbürger und Selbstverwalter, das  
Corona-Protestgeschehen in ihrem Sinne zu nutzen. Da-
neben beobachtet das BayLfV unter dem neu geschaffe-
nen Phänomenbereich „Verfassungsschutzrelevante De-
legitimierung des Staates“ Einzelpersonen, die durch ein 
aktives, glaubhaftes und nachdrückliches Vorgehen auf 
die Beseitigung oder Beeinträchtigung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung abzielen. 

3.2  Verschwörungstheorien im 
Rechtsextremismus

Vor allem im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie 
hat die Sichtbarkeit von Verschwörungstheorien deutlich 
zugenommen. Verschwörungstheorien versuchen kom-
plexe Situationen, Entwicklungen oder Ereignisse durch 
vermeintliche einfache Verschwörungsmuster zu erklären. 
Dabei lassen sich folgende Unterscheidungen treffen: 

 X Extremistische Verschwörungstheorien  
(z. B. „Der Große Austausch“), 

 X Verschwörungstheorien mit extremistischen 
Elementen (z. B. antisemitische Elemente von 
„QAnon“), 

 X nicht-extremistische Verschwörungstheorien, die 
von Extremisten genutzt werden (z. B. betreffend 
der angeblich dauerhaft geplanten Einschränkung 
von Bürgerrechten anlässlich der Corona-Pande-
mie) sowie

 X Verschwörungstheorien ohne Extremismus-Bezug 
(z. B. „flat earth“).

Die „jüdische Weltverschwörung“ ist nach wie vor eine 
der verbreitetsten Verschwörungstheorien im Rechtsex-
tremismus. Antisemitismus präsentiert sich manchmal 
eindeutig, oft aber auch verschlüsselt und angedeutet. 
Einschlägige Begriffe wie „US-Ostküste“, „internationa-
le Hochfinanz“ oder „Hintergrundmächte“, die synonym 
für die angeblich die USA beherrschenden „jüdischen 
Ban kiers“ stehen, werden genutzt, um verschwörungs-
theoretisch motivierte Anfeindungen zu verschleiern 
und trotzdem eine diffamierende Wirkung zu erreichen.  
So kann ohne Überschreiten der Strafbarkeitsgrenze das 
historische Bild einer „jüdischen Weltverschwörung“ er-
zeugt werden. 

Die Liste von Verschwörungstheorien, die von Rechtsex-
tremisten aufgegriffen oder verbreitet werden, ist nicht 
auf allgemein bekannte wie „QAnon“, den „Bevölke-
rungsaustausch“ oder den „Great Reset“ beschränkt, 
sondern entwickelt sich laufend weiter. Dabei enthalten 
viele Verschwörungstheorien grundsätzlich ein Potenzial, 
Ressentiment und Hass zwischen verschiedenen Be-
völkerungsgruppen zu säen, beispielsweise wenn Men-
schengruppen pauschal für Missstände in der Gesell-
schaft verantwortlich gemacht werden. 
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3.3  Neue Erscheinungsformen des 
Rechtsextremismus

In der jüngeren Vergangenheit ist in der rechtsextremisti-
schen Szene eine Hinwendung zu moderneren, dezentra-
len Strukturen und Formen des extremistischen Aktionis-
mus zu beobachten. Die Mitglieder- und Anhängerzahlen 
der rechtsextremistischen Parteien (NPD, Der Dritte Weg 
und Die Rechte) gehen sukzessive zurück, während der 
Anteil des sogenannten unstrukturierten Personenpoten-
zials, beispielsweise rechtsextremistischer Straf- und Ge-
walttäter, rechtsextremistischer Internetaktivisten oder 
subkultureller Rechtsextremisten steigt. 

Die Identitäre Bewegung Deutschlands
Die IBD hat seit Anfang 2015 in Bayern zunehmend öf-
fentliche Aktivitäten entfaltet (z. B. die Demonstrationen 
„Wir sind die Grenze“ in Freilassing), während sie zuvor 
vornehmlich im Internet und in sozialen Medien in Er-
scheinung getreten war. Sie ist ideologisch im Rechts-
extremismus zu verorten, auch wenn sich führende Ak-
tivisten dieser Bewegung öffentlich vordergründig von 
Rassismus, Antisemitismus und Nationalsozialismus di-
stanzieren. Die ldentitären, die sich als aktivistischer Teil 
der „Neuen Rechten” sehen, vertreten den sogenannten 
Ethnopluralismus, ein gemeinschaftlich orientiertes Ge-
sellschaftsmodell, in dem die eigene kulturelle Identität 
untrennbar mit der eigenen (ethnischen) Herkunft ver-
bunden ist. Zwar sprechen Ethnopluralisten im Grundsatz 
und in der Regel jeder Kultur den gleichen Wert zu, schaf-
fen aber mit der Verbindung von Kultur, Ethnie und auch 
geografischer Herkunft Schranken, die letztlich sowohl 
auf die „Reinheit“ der eigenen ethnokulturellen Gruppe 
abzielen wie auch den Wert eines Individuums über die 
Gruppe als ethnokulturelle Gemeinschaft bestimmen. 

Die IBD propagiert den Schutz der eigenen und der eu-
ropäischen ethnokulturellen Identität, welche durch eine, 
angeblich von den politischen Eliten geförderte, Massen-
einwanderung kulturell Fremder bedroht sei. Auch wenn 
Identitäre nicht in Nationen, sondern in Kulturräumen den-
ken, lässt diese Ideologie im Ergebnis eine starke Nähe 
zum biologistischen Denken und der völkischen Ideologie 
von klassischen Rechtsextremisten erkennen und rich-
tet sich letztlich gegen die individuellen Grundrechte aller 
Menschen, denen keine deutsche ethnokulturelle Identität 
zugesprochen wird. Die IBD bedient intensiv ihre Kommun

ikationskanäle in den sozialen Netzwerken. Dabei versucht 
sie, über ein jugendaffines Erscheinungsbild insbesondere 
Jugendliche und junge Erwachsene anzusprechen.

Die Kommunikationsstrategie der IBD zielt vor allem auf 
die Darstellung durch Bilder und Videos im Internet ab. 
Daher bedient sie sich oftmals niederschwelliger Aktions-
formen wie z. B. Transparentaktionen. Zu diesen werden 
möglichst spektakuläre Bilder und Videos im Internet ver-
öffentlicht. Die Anzahl der Personen vor Ort, die durch die 
Aktionen der IBD erreicht werden, ist somit nahezu uner-
heblich. Entscheidend ist vielmehr die mediale Reichwei-
te im virtuellen Raum.

Nachdem viele Social-Media-Auftritte der IBD mittler-
weile durch die Betreiber gesperrt oder gelöscht wur-
den (Deplatforming), passte die IBD zuletzt ihre Kom-
munikationsstrategie an und tritt zunehmend mit neuen 
Tarngruppen und -Profilen ohne IBD-Symbolik auf. Das 
Erscheinungsbild der IBD kann sich insofern wandeln und 
auch von den bisherigen Gliederungen der IBD in Bayern 
– namentlich in Bayern, Schwaben und Franken – könnte 
Abstand genommen werden.

Das BayLfV beobachtet die Aktivitäten der IBD und deren 
Mitglieder in Bayern seit Anfang 2016.

Die Junge Alternative für Deutschland und der „Flügel“ 
Seit Mitte Januar 2019 bearbeitet das BayLfV die JA als 
Beobachtungsobjekt. 

Zentrale politische Vorstellung der AfD-Teilorganisation 
JA ist nach den bundesweiten Erkenntnissen des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz (BfV) und der Landes-
ämter für Verfassungsschutz (ÄfV) der Erhalt des deut-
schen Volkes in seinem ethnischen Bestand und, dass 
ethnisch Fremde nach Möglichkeit ausgeschlossen blei-
ben sollen. Im Deutschlandplan der JA kommt dies un-
verkennbar zum Ausdruck: „Die Migrationspolitik, die wir 
fordern, setzt an die erste Stelle den kulturellen und eth-
nischen Erhalt des deutschen Volkes.“ Migranten hätten 
sich laut JA dergestalt zu assimilieren, dass sie „unsere 
Identität“ an kommende Generationen so weitergeben, 
wie es autochthone Deutsche tun.

Auch bei der extremistischen Gruppierung „Der Flügel“ 
liegen Erkenntnisse vor, dass Aussagen von Angehörigen
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 des „Flügel“ mit einem ethnischen Volksbegriff einher-
gehen. Daher ist zu bezweifeln, dass sich Angehörige 
des zwischenzeitlich formal im April 2020 aufgelösten 
„Flügel“, die jedoch weiterhin der AfD angehören, vorbe-
haltlos zum zentralen Wertesystem des Grundgesetzes 
bekennen. Darüber hinaus liegen dem BfV sowie den ÄfV 
Erkenntnisse vor, dass sich Aussagen von Angehörigen 
des „Flügel“ gegen das Demokratie- und Rechtsstaats-
prinzip richten, indem durch Begriffe wie „Systempres-
se“ oder „Systemparteien“ bzw. „Kartellparteien“ we-
sentliche Teile der verfassungsmäßigen Ordnung infrage 
gestellt werden.

Auch nach der formalen Auflösung des „Flügel“ im April 
2020 liegen einzelne tatsächliche Anhaltspunkte vor, die 
für einen Fortbestand des „Flügel“ als Personenzusam-
menschluss sprechen. Zudem ist nicht auszuschließen, 
dass dem formal aufgelösten „Flügel“ zugerechnete Per-
sonen ihre inhaltlichen Positionen innerhalb der AfD wei-
terhin vertreten. 

3.4 Asylpolitik

Auch wenn die Asylpolitik aktuell von anderen Themen 
überlagert wird, so spielt sie doch weiterhin eine wichtige 
Rolle für die rechtsextremistische Szene. Rechtsextremis-
tische Akteure versuchen, Ängste in der Bevölkerung vor 
angeblicher Überfremdung und Steigerung der Kriminali-
tät vor Ort zu schüren und sich selbst als die einzige poli-
tische Kraft, die diese Sorgen ernst nimmt, darzustellen. 

Die Summe der einschlägigen Aktionen und Veröffent-
lichungen im Aktionsfeld „Anti Asyl“ sowie die Art der 
thematischen Darstellung sind dazu geeignet, die auslän-
derfeindliche Stimmung innerhalb der rechtsextremisti-
schen Szene weiter anzuheizen. Diesbezüglich darf auch 
eine impulsgebende Wirkung auf radikalisierte und ge-
waltorientierte Einzelpersonen nicht unterschätzt werden.

3.5 Antisemitismus

Neben dem islamistischen und linksextremistischen 
Antisemitismus ist der klassische Antisemitismus als 
Teil der rechtsextremistischen Ideologie nach wie vor 
wirkkräftig. Zudem sind bei einigen Bürgerinnen und 
Bürgern vermehrt klar antisemitische Aussagen und 
Einstellungen wahrnehmbar, die, getätigt unter dem 
Deckmantel der „Kritik an dem Staat Israel“, Legitimität 
beanspruchen und so den vorhandenen Antisemitismus

8  Häusler, A.: Themen der Rechten, in: Virchow, F./Langebach, M./Häusler, A. (Hrsg.): Handbuch Rechtsextremismus, Wiesbaden 2016, S. 169

 camouflieren. Dieser Entwicklung ist entschieden ent-
gegenzutreten und das erfordert in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen und politischen Lebens das klare Be-
kenntnis zum Existenzrecht des Staates Israel und der 
Verbundenheit mit ihm. In diesem Sinne erweist sich 
die mit erheblichen Landesmitteln geförderte bayerisch- 
israelische Bildungskooperation als wesentlicher Bau-
stein in der Bekämpfung des Antisemitismus.

Eine große Rolle spielt auch die Verbesserung des bauli-
chen und technischen Schutzes jüdischer Einrichtungen. 
Bereits 2015 stellte die Bayerische Staatsregierung ins-
gesamt 13 Mio. € für Baumaßnahmen und technische 
Sicherungsmaßnahmen an jüdischen Einrichtungen zur 
Verfügung. Seit Herbst 2019 wurden zur Verbesserung 
des technischen Sicherheitsstandards jüdischer Einrich-
tungen insgesamt weitere 12 Mio. € bereitgestellt.

Auch die Bestellung eines Antisemitismusbeauftragten 
der Staatsregierung, bei der Bayerischen Justiz sowie 
bei den drei Generalstaats anwaltschaften und die Etab-
lierung des Monitoringsystems bei der Recherche- und 
Informationsstelle Antisemitismus Bayern (RIAS Bayern) 
zeigen, dass der Freistaat Bayern offensiv gegen Anti-
semitismus vorgeht. Mit Hilfe dieser Institutionen sollen 
auch alltägliche antisemitische Beleidigungen und Agi-
tationen erfasst werden, um ein noch differenzierteres 
Bild von den Anfeindungen zu erhalten, mit denen Men-
schen jüdischen Glaubens in Bayern konfrontiert sind.

3.6 Islamfeindlichkeit

Rechtsextremisten verknüpfen häufig die Agitation ge-
gen Asylbewerber mit der Agitation gegen den Islam. 
Kennzeichnend für rechtsextremistische Islamfeindlich-
keit bzw. Muslimfeindlichkeit sind folgende Merkmale:
„Gleichsetzung von ethnischer Herkunft und Glauben 

sowie von Ethnie und Kultur, Behauptung ethno-kultu-

reller Unvereinbarkeit (Abendland statt Morgenland), 

Überschneidung von kulturellen mit demografischen Un-

tergangsprophezeiungen (demografische/kulturelle Land-

nahme) und Pauschalzuschreibung negativer Wesens-

merkmale (antizivilisatorisch, gewalttätig, frauenfeindlich, 

unehrlich, machtbesessen).“ 8

Vielfach tarnen sich Rechtsextremisten als Islamkritiker, 
um ihrem muslimfeindlichen Rassismus demokratische 
Legitimität zu verleihen. Eine legitime Auseinanderset-
zung mit religiösem Fundamentalismus findet bei dieser 
Islamkritik jedoch nicht statt. Stattdessen werden haupt
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sächlich Vorurteile bedient. Muslime werden pauschal als 
Bedrohung der Inneren Sicherheit dargestellt.

Islamfeindliche Agitation ist nicht auf den Bereich des 
Rechtsextremismus beschränkt. Auch jenseits der 
rechtsextremistischen, vornehmlich auf Rassismus be-
gründeten Islamfeindlichkeit gibt es Gruppierungen und 
Einzelpersonen, die Muslimen die im Grundgesetz ver-
bürgte Religionsfreiheit nicht zugestehen wollen. Die 
Vertreter dieser verfassungsschutzrelevanten Islamfeind-
lichkeit setzen den Islam als Weltreligion gleich mit Isla-
mismus und islamistischem Terrorismus und stellen die 
Religion des Islam als faschistische Ideologie dar, von der 
eine erhebliche Gefahr für unsere Gesellschaft ausgehe. 
Bei der verfassungsschutzrelevanten Islamfeindlichkeit 
fehlen allerdings die für Rechtsextremismus typischen 
Ideologieelemente wie autoritäres Staatsverständnis,  
Antisemitismus, Rassismus oder die Ideologie der Volks-
gemeinschaft.9

3.7 Aggressive Rhetorik im Internet

Die rechtsextremistische Szene setzt für ihre Propagan-
da digitale Medien und Online-Formate inzwischen als 
festen Bestandteil ihrer Kommunikationsstrategien ein. 
Das Internet ermöglicht ihnen den erleichterten Zugang 
zu einem heterogenen Empfängerkreis, der über die en-
gere extremistische Anhängerszene hinausreicht. Einem 
zeitgemäßen Internetnutzungsverhalten entsprechend 
verwenden sie soziale Medien als Werbe-, Kommuni-
kations-, Diskussions- und Rekrutierungsplattformen, 
wobei nicht nur prominente Plattformen (wie Facebook, 
YouTube, Twitter oder Instagram), deren Betreiber extre-
mistische Inhalte zum Teil einschränken oder ausschlie-
ßen (sog. Deplatforming), genutzt werden. Insbesondere 
alternative Plattformen eignen sich, um auf sogenannten 
Imageboards (z. B. 8kun oder pr0gramm) Botschaften in 
sogenannten „Memes“ zu veröffentlichen oder sich über 
soziale Messengerdienste wie Telegram zu vernetzen, 
die hohe Verschlüsselungs- und Anonymisierungsstan-
dards bieten. Die einfache Zugänglichkeit und der hohe 
Verbreitungsgrad machen soziale Netzwerke und Mes-
senger besonders attraktiv, um extremistische Propa-
ganda zu verbreiten, potenziell interessierte Personen 
bzw. Personengruppen anzusprechen, Freundschaften 
zu knüpfen oder in gemeinsame Gruppen einzuladen. 

Das Ausweichen auf Plattformen wie VK, Telegram oder 
Discord erschwert zudem das Vorgehen gegen strafba-
re Inhalte, da die Kommunikation sich entweder in ver

9  Für eine ausführliche Darstellung der verfassungsschutzrelevanten Islamfeindlichkeit wird auf den Verfassungsschutzbericht Bayern verwiesen.

steckte Kanäle verlagert oder die Plattformbetreiber nur 
unzureichend auf Mitteilungen der Sicherheitsbehörden 
reagieren. Befördert wird die Verschärfung des Tons mit-
unter durch die innere Logik vieler sozialer Netzwerke, 
nach der skandalisierende Darstellungen, aggressive 
Konfrontationen oder gezielte Falschmeldungen („Fa-
ke-News“) eine besonders hohe Reichweite erzielen.  
In diversen Blogs und Foren im Internet sowie in Pub-
likationen schaffen Rechtsextremisten damit eine Form 
von „Gegenöffentlichkeit“. Manche von ihnen wähnen 
sich in einem „Informationskrieg“ mit etablierten Me-
dien um die Wahrnehmung aktueller oder vermeintlich 
verschwiegener Problemfelder. Aber nicht nur Aktivisten 
der rechtsextremistischen Szene äußern sich in sozialen 
Netzwerken fremdenfeindlich, islamfeindlich und rassis-
tisch und verbreiten in der (vermeintlichen) Anonymität 
des Internets ihren Hass auf Andersdenkende. Auch Per-
sonen, die bislang keinen rechtsextremistischen Struktu-
ren angehörten, zeigten gerade in der Corona-Pandemie 
offen ihren Hass auf „den Staat“, seine Vertreter oder 
„das System“ im Allgemeinen. Diese aggressive Rheto-
rik kann impulsgebend wirken für Gewalt, sie kann Radi-
kalisierungsverläufe auslösen und beschleunigen.
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4. Entstehungsgeschichte und Akteure

10   Umsetzungsberichte erfolgten insbesondere im Juli 2012 (gemäß Beschluss vom 18. April 2012, LT-Drs. 16/12233) und im November 2014 (gemäß Beschluss vom  
30. September 2014, LT-Drs. 17/3133).

4.1 Entstehungsgeschichte

Der Bayerische Ministerrat hat am 12. Januar 2009 das 
unter Federführung des Bayerischen Staatsministeri-
ums des Innern erstellte Bayerische Handlungskonzept 
gegen Rechtsextremismus verabschiedet. In dem Kon-
zept wird ein Überblick über bereits ergriffene und be-
währte Maßnahmen der Sicherheitsbehörden und der 
übrigen Ressorts gegeben und insbesondere werden 
auch Handlungsfelder aufgezeigt, die es zu stärken und 
weiter auszubauen gilt. Die im Handlungskonzept be-
schriebenen Maßnahmen stellten mithin kein Aktions-
programm dar, sondern bildeten den damaligen Status 
quo des auf Dauer angelegten Handlungsrahmens der 
Bayerischen Staatsregierung ab. Es handelte sich um die 
Bestandsaufnahme des breiten Bündels von präventiven 
und repressiven Maßnahmen, mit denen die Bayerische 
Staatsregierung seit vielen Jahren den vom Rechtsex-
tremismus ausgehenden Gefahren erfolgreich begegnet.

Dieser Handlungsrahmen war von vornherein darauf aus-
gelegt, auch in Zukunft bedarfsgerecht fortentwickelt 
zu werden. Das Bayerische Handlungskonzept gegen 
Rechtsextremismus ist als dynamischer Prozess konzi-
piert, der in der Auseinandersetzung mit dem Rechtsex-
tremismus unter Einbeziehung neuer Erfahrungen und 
aktueller Erkenntnisse kontinuierlich weiterentwickelt 
wird. Über den aktuellen Stand der Problemstellungen 
und situationsangepassten Maßnahmen wurde dem 
Bayerischen Landtag wiederholt berichtet.10

Bezogen auf die jüngeren und jüngsten Entwicklungen 
im Bereich des Rechtsextremismus sowie aufgrund des 
Beschlusses des Bayerischen Landtags vom 14. No-
vember 2017 (LT-Drs. 17/19020) wurde das Bayerische 
Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus inhaltlich 
und konzeptionell überarbeitet, neu gefasst und im Früh-
jahr 2018 veröffentlicht. Die ressortübergreifenden Vor-
gehensweisen und Maßnahmen wurden in einen kon-
zeptionellen Rahmen eingebettet. Neben klassischen 
repressiven Instrumenten wurden die Handlungsfelder 
der allgemeinen Demokratie- und Werteerziehung so-
wie der phänomenbezogenen Information und Präven-
tion stärker betont. Dargestellt wurde auch, dass zwi-
schenzeitlich die bestehenden staatlichen Strukturen, 
insbesondere die Bayerische Informationsstelle gegen

 Extremismus (BIGE), die Landeskoordinierungsstelle 
„Demokratie leben!“ Bayern gegen Rechtsextremismus 
(LKS) und die Regionalbeauftragten für Demokratie und 
Toleranz, weiter ausgebaut und die ressortübergreifende 
Zusammenarbeit sowie die Vernetzung mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren optimiert wurden. Schließlich wur-
den die Handlungsfelder innerhalb des konzeptionellen 
Rahmens mit den aufgrund der praktischen Erfahrungen 
weiterentwickelten Strukturen, Vorgehensweisen und 
Maßnahmen angereichert und durch Best-Practice-Bei-
spiele veranschaulicht.

2020 wurde das Handlungskonzept insbesondere auf-
grund neuer Entwicklungen im Bereich Rechtsextre-
mismus und der Bestellung eines Beauftragten der 
Staatsregierung für jüdisches Leben und gegen Anti-
semitismus, für Erinnerungsarbeit und geschichtliches 
Erbe, der Bestellung von Antisemitismusbeauftragten 
bei den Generalstaatsanwaltschaften sowie der Neu-
ausrichtung der Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit fortgeschrieben.

Mit der aktuellen Fortschreibung wird es um gegenwär-
tige Entwicklungen zum Rechtsextremismus und der Be-
stellung eines Beauftragten der Bayerischen Justiz zur 
Bekämpfung von Hate-Speech sowie der Bestellung 
eines Zentralen Antisemitimusbeauftragten der Bayeri-
schen Justiz ergänzt. 

Die ressortübergreifende Optimierungsstrategie muss 
auch in Zukunft in engem Dialog mit allen zuständigen 
Behörden unter Berücksichtigung des Engagements  
zivilgesellschaftlicher Akteure weiterverfolgt werden.
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4.2  Die staatlichen Akteure – 
ein Überblick

Das Bayerische Handlungskonzept gegen Rechtsextre-
mismus wurde im Rahmen der bereits bewährten inter-
ministeriellen Zusammenarbeit zwischen dem federfüh-
renden Bayerischen Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration (StMI), dem Bayerischen Staats-
ministerium der Justiz (StMJ), dem Bayerischen Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus (StMUK), dem 
Bayerischen Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst (StMWK) und dem Bayerischen Staatsministeri-
um für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) aktualisiert. 

Die nachfolgende Darstellung konzentriert sich auf die 
staatlichen Akteure (siehe Schaubild S. 19) im Bereich 
der allgemeinen Demokratie- und Werteerziehung, phäno-
menbezogenen Information und Prävention, Beratung und 
Deradikalisierung sowie Beobachtung und Repression.

Bayerisches Staatsministerium des Innern,  
für Sport und Integration
Im StMI wurden die Themen des Verfassungsschutzes 
im Jahr 2012 in einer eigenen Abteilung „Verfassungs-
schutz“ zusammengeführt und ein eigenes Sachgebiet 
„Rechtsextremismus“ eingerichtet. In diesem sind auch 
die phänomenbezogene Information zum Rechtsextre-
mismus, die Rechtsextremismusprävention und die Fe-
derführung des Bayerischen Handlungskonzepts gegen 
Rechtsextremismus angesiedelt. 

Im Bereich der Polizei ist das Sachgebiet „Einsatz der 
Polizei“ u. a. für die Themen Kriminalprävention und poli-
zeiliches Einschreiten zur Strafverfolgung insbesondere 
auf strategischer Ebene zuständig. Darunter fällt auch 
der Bereich des polizeilichen Staatsschutzes, welcher 
u. a. die Bekämpfung des Rechtsextremismus beinhaltet.

Bayerische Polizei
Die Bayerische Polizei nimmt die Aufgabenbereiche 
der Strafverfolgung (Repression) und der Gefahrenab-
wehr (Prävention) wahr. In beiden Bereichen findet die 
Bekämpfung des Rechtsextremismus eine besondere 
Beachtung; hierfür sind insbesondere die Staatsschutz-
dienststellen im Bayerischen Landeskriminalamt sowie 
der Polizeipräsidien zuständig.

Bayerisches Landesamt für Verfassungsschutz (BayLfV)
Das BayLfV ist eine dem StMI unmittelbar nachgeordnete 
Behörde. Zu seinen Aufgaben gehört unter anderem die 
Beobachtung des Rechtsextremismus. Der vorverlagerte 
Demokratieschutz erfolgt insbesondere auch durch die  
Öffentlichkeits- und Präventionsarbeit.

Bayerische Informationsstelle gegen Extremismus 
(BIGE)
Im Jahr 2009 wurde die organisatorisch beim BayLfV an-
gesiedelte BIGE als zentrale Informations- und Beratungs-
stelle der Bayerischen Staatsregierung für die Bekämpfung 
des Rechtsextremismus eingerichtet. Sie ist inzwischen 
neben dem Rechtsextremismus auch in den Phänomen-
bereichen des Linksextremismus, der verfassungsschutz-
relevanten Islamfeindlichkeit, der verfassungsschutz-
relevanten Delegitimieriung des Staates sowie bei den 
Reichsbürgern und Selbstverwaltern aktiv. Bürgerinnen 
und Bürgern, Kommunen, Schulen und Vereinen steht sie 
als Ansprechpartner zur Verfügung und bietet vielfältige 
Informationen und Beratungsleistungen an. Sie vernetzt 
verschiedene (auch zivilgesellschaftliche) Institutionen und 
trägt zu einem übergreifenden Informationsaustausch zwi-
schen allen Betroffenen bei. Hierfür arbeiten in der BIGE 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verfassungsschut-
zes und der Polizei unmittelbar zusammen. Bei ihr ist zu-
dem das Bayerische Aussteigerprogramm angesiedelt.

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Das Referat für Extremismus- und Terrorismusbekämp-
fung ist für Grundsatzfragen des Strafrechts in diesem 
Themenbereich zuständig. Gleichzeitig koordiniert es 
die Akteure der Justiz bei der Verfolgung entsprechen-
der Straftaten und ist Ansprechpartner für die anderen  
Ministerien und staatlichen Stellen.

Das Referat für Extremismusbekämpfung und Sicher-
heitsangelegenheiten im Justizvollzug ist u. a. für die 
Bekämpfung von Rechtsextremismus zuständig. Das 
Referat steht in engem Austausch mit der Zentralen 
Koordinierungsstelle für Maßnahmen gegen Extremis-
mus im Justizvollzug (ZKE), in der Handlungsstrategien 
und -instrumente im Umgang mit sich radikalisierenden 
oder bereits radikalisierten Gefangenen weiterentwickelt 
und die Justizvollzugsanstalten in ihren Anstrengungen, 
rechtsextremistische Tendenzen zu bekämpfen, unter-
stützt werden (u. a. durch Wissensmanagement, Bewer-
tungen, Informationsaustausch). 

Staatsanwaltschaften und Bayerische Zentralstelle zur 
Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus (ZET)
Die ZET ist in erster Linie zuständig für die Bearbeitung 
besonders herausgehobener Staatsschutzverfahren.  
Darüber hinaus soll die ZET auch die justizinterne Aus- 
und Fortbildung im Bereich Extremismus ausbauen und 
als zentrale Ansprechstelle für den Informationsaustausch 
mit den Sicherheitsbehörden fungieren. Mit der ZET ist 
es gelungen, Informationen, Erfahrung und Kompetenz 
in noch größerem Umfang als bisher an einem Ort zu 
 bündeln und dadurch wichtige Synergieeffekte zu erzielen.
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das  jüdische Leben in Bayern zu fördern, um jede Form 
des Antisemitismus zu bekämpfen und präventiv entge-
genzuwirken sowie die Erinnerungsarbeit und die Pflege 
des historischen Erbes zu stärken. Der Beauftragte soll 
bei allen thematisch einschlägigen Gesetzes-, Verord-
nungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben der Staatsmi-
nisterien eingebunden werden.

Bayerische Landeszentrale für politische Bildungsarbeit
Die Landeszentrale hat die Aufgabe, auf überparteilicher
Grundlage das Gedankengut der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung im Bewusstsein der Bevölkerung 
zu festigen. Mit ihrem vielfältigen Angebot leistet sie ei-
nen wichtigen Beitrag zur Toleranz- und Werteerziehung, 
stärkt die demokratische Kompetenz und fördert das po-
litische Bewusstsein. Rechtliche Grundlage für die Arbeit 
der Landeszentrale ist das Gesetz über die Bayerische 
Landeszentrale für politische Bildungsarbeit (LzPolBiG) 
vom 9. Oktober 2018.

Bayerisches Staatsministerium für  
Wissenschaft und Kunst
Im Geschäftsbereich des StMWK befassen sich die 
staatlichen bayerischen Universitäten, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und Kunsthochschulen 
in den Bereichen Forschung und Lehre sowie im Rah-
men öffentlicher Veranstaltungen mit den Themen poli-
tisch-historische Bildung, Antisemitismus und Rechtsex-
tremismus. Sie leisten damit für Staat und Gesellschaft 
einen wichtigen Beitrag zur wissenschaftlichen Aufarbei-
tung und fachlichen Begleitung der Themenkomplexe.

Bayerisches Staatsministerium für Familie,  
Arbeit und Soziales
Das Referat Radikalisierungsprävention im StMAS ist 
Ansprechpartner für Fragen der Prävention von Radi-
kalisierung und fördert – u. a. im Rahmen der Bundes-
programme „Demokratie leben!“ und „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ – innovative und nachhaltige Projekte 
der Prävention sowie die Landeskoordinierungsstelle  
Demokratie leben! Bayern gegen Rechtsextremismus 
(LKS) und RIAS Bayern – Recherche- und Informations-
stelle Antisemitismus Bayern.

Landeskoordinierungsstelle Demokratie leben! Bayern 
gegen Rechtsextremismus
Die beim Bayerischen Jugendring als eine eigenstän-
dige Einrichtung angesiedelte LKS stellt eine wichtige 
Schnittstelle zwischen der Arbeit der staatlichen und der 
zivilgesellschaftlichen Akteure in der Rechtsextremis-
musprävention dar. Zu ihren zentralen Aufgaben zählen 
zum einen die aktive Vermittlungs- und Unterstützungs-
arbeit in der Auseinandersetzung mit dem Gesamttheme

nbereich Rechtsextremismus und zum anderen die Kon-
zeptionierung und Koordination des Beratungsnetzwerks 
Bayern gegen Rechtsextremismus (BNW).

4.3  Die zivilgesellschaftlichen Akteure

Der Kampf gegen den Rechtsextremismus muss auf 
allen politischen und gesellschaftlichen Ebenen ent-
schieden geführt werden. Zusätzlich zu den staatlichen 
Maßnahmen und Strukturen bedarf es eines breiten bür-
gerschaftlichen Engagements, das von staatlicher Seite 
anerkannt und unterstützt werden muss. Denn auch zivil-
gesellschaftliche Akteure (z. B. Bündnisse gegen Rechts-
extremismus) können den Nährboden, auf dem extre-
mistische Bestrebungen gedeihen, austrocknen und so 
die staatlichen Strukturen sinnvoll ergänzen. Der hohe 
Stellenwert, den die Bayerische Staatsregierung gerade 
auch dem ehrenamtlichen Engagement für unsere De-
mokratie beimisst, wird auch daran deutlich, dass der 
„Bayerische Innovationspreis Ehrenamt“ für das Jahr 
2018 unter das Leitthema „Demokratie stärken: Mitma-
chen und teilhaben! Antworten aus dem Ehrenamt“ ge-
stellt wurde.

RIAS Bayern – Recherche- und Informationsstelle  
Antisemitismus Bayern
RIAS Bayern bietet die Möglichkeit, antisemitische Vor-
fälle und Diskriminierungen unter  www.RIAS-Bayern.de 
zu melden. Dabei werden auch Vorfälle erfasst und be-
rücksichtigt, die nicht angezeigt wurden oder keinen 
Straftatbestand erfüllen. Auf Grundlage der gemeldeten 
Vorfälle und durch eigene Recherche verfasst RIAS Bay-
ern anonymisierte Berichte, betreibt Aufklärungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit und trägt so durch ein Sichtbarma-
chen des tatsächlichen Ausmaßes von Antisemitismus 
zu einer Sensibilisierung der Öffentlichkeit bei. Ziel der 
Arbeit von RIAS Bayern ist es, Antisemitismus in all sei-
nen Formen möglichst genau darzustellen. So können 
zielgenaue Präventionsangebote weiterentwickelt wer-
den. Die Recherche- und Informationsstelle ist mit dem 
RIAS Bundesverband e. V. vernetzt. Für das Gelingen der 
Arbeit der Meldestelle sind deren Vernetzung in Bayern 
und verbindliche Absprachen zum Austausch mit Poli-
zei- und Justizbehörden von entscheidender Bedeutung. 
Auf Wunsch von Betroffenen oder Meldenden vermit-
telt RIAS Bayern Beratungsangebote. Seit 2021 befin-
det sich RIAS Bayern in der Trägerschaft des zivilgesell-
schaftlichen Vereins „VAD – Verein für Aufklärung und 
Demokratie e.V.“. Antisemitische Vorfälle können unter 
www.RIAS-Bayern.de gemeldet werden.
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Bayerisches Bündnis für Toleranz – Demokratie und 
Menschenwürde schützen
Wichtiger bayernweiter Akteur der Zivilgesellschaft in 
der Auseinandersetzung mit dem Thema Rechtsextre-
mismus ist das stetig wachsende „Bayerische Bündnis 
für Toleranz – Demokratie und Menschenwürde schüt-
zen“ mit seinen über 85 Mitgliedsorganisationen aus 
dem staatlichen, dem kommunalen und dem zivilgesell-
schaftlichen Bereich sowie dem Kreis der Religionsge-
meinschaften. Neben dem StMI, das als Gründungsmit-
glied seit 2005 die Arbeit des Bündnisses begleitet, sind 
u. a. das StMAS und das StMUK Mitglieder. Die opera-
tive Arbeit wird durch eine Projektstelle gegen Rechts-
extremismus gewährleistet. Das Bayerische Bündnis für 
Toleranz tritt für den Schutz von Demokratie und Men-
schenwürde ein und wendet sich gegen Rechtsextre-
mismus, Antisemitismus und Rassismus. Des Weiteren 
versteht sich das Bündnis für Toleranz als Plattform für 
die gemeinsame Entwicklung von Projekt ideen, die dann 
von den jeweiligen Institutionen durchgeführt werden.

Wertebündnis Bayern. Gemeinsam stark für Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene
Das vom damaligen Bayerischen Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer initiierte „Wertebündnis Bayern. Ge-
meinsam stark für Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene“ hat sich seit seiner Gründung im März 2010 
zu einem Erfolgsmodell entwickelt. Mit seinen mittler-
weile über 200 Bündnispartnern aus Politik, Verbänden, 
Vereinen und Stiftungen fördert es Werteorientierung 
und Wertebildung bei jungen Menschen.
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5.  Das 3-Säulen-Konzept

Ziel des Bayerischen Handlungskonzepts gegen Rechts-
extremismus ist es, die staatlichen Strukturen, Vorge-
hensweisen und Maßnahmen in Bayern zu einer Ge-
samtstrategie zu verbinden. Im Zentrum stehen dabei 
das Zusammenwirken und Ineinandergreifen von 

     allgemeiner Demokratie- und Werteerziehung, 
 phänomenbezogener Information und Prävention  
[1. SÄULE – Vorbeugen],

     Beratung und Deradikalisierung  
[2. SÄULE – Unterstützen] sowie

     Beobachtung und Repression  
[3. SÄULE – Eingreifen]. 

Dazu werden auch zivilgesellschaftliche Akteure einge-
bunden. 

In den nachfolgenden Ausführungen zum 3-Säulen-Kon-
zept werden die Säulen mit ihren Handlungsfeldern ein-
zeln vorgestellt, Begriffe definiert und schließlich Struk-
turen, Vorgehensweisen und Maßnahmen genannt, 
veranschaulicht durch Best-Practice-Beispiele.

Die Vielzahl der Handlungsfelder der ersten Säule (Vor-
beugen) zeigt, dass die Bayerische Staatsregierung be-
reits im Vorfeld von Rechtsextremismus insbesondere 
mit Maßnahmen der allgemeinen Demokratie- und Wer-
teerziehung sowie der phänomenbezogenen Informati-
on und Prävention ansetzt. Die Bandbreite reicht von der 
schulischen und außerschulischen Bildung über Aus- und 
Fortbildungen bis hin zu speziellen Maßnahmen, etwa ge-
gen Rassismus oder Antisemitismus. Denn die Bekämp-
fung des Ex tremismus – egal, welcher Ausprägung – darf 
nicht erst beim konkreten Phänomen ansetzen. Eine er-
folgreiche Vorbeugungsarbeit soll schon im Vorfeld ver-
hindern, dass es überhaupt zu einem Radikalisierungs-
prozess kommt.

Die zweite Säule (Unterstützen) stellt die umfangreichen, 
anlassbezogenen Beratungsangebote sowie Deradikali-
sierungsmaßnahmen dar. Angefangen mit der Opferbe-
ratung, sollen sie Betroffene und deren Umfeld unterstüt-
zen, Agitationsformen der rechten Szene entgegenwirken 
und Radikalisierte beim Ausstieg begleiten.

Nicht alle menschenverachtenden, rassistischen und 
fremdenfeindlichen Handlungen und Äußerungen lassen 
sich durch vorbeugende (1. Säule) und unterstützende 
(2. Säule) Strukturen, Vorgehensweisen und Maßnahmen 
verhindern. Daher gehört das konsequente Einschreiten 
gegen extremistische Agitationen und politisch motivier-
te Straftaten, unter Ausschöpfung aller rechtsstaatlichen 
Mittel, als dritte Säule (Eingreifen) zu den unverzichtbaren 
Elementen einer wehrhaften Demokratie. Dieses Vorge-
hen beginnt mit der Beobachtung verfassungsfeindlicher 
Bestrebungen und endet mit dem Justizvollzug.
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Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz

aj  Aktion Jugendschutz, Landesarbeits-

stelle Bayern e.V. 

ALP  Akademie für Lehrerfortbildung und  

Personalführung Dillingen

AfD  Alternative für Deutschland

Art. Artikel

Az. Aktenzeichen

B.U.D.  Beratung. Unterstützung. Dokumen-

tation. Für Opfer rechtsextremer Ge-

walt (Verein)

BayEUG  Bayerisches Gesetz über das Erzie-

hungs- und Unterrichtswesen

BayLfV  Bayerisches Landesamt für Verfas-

sungsschutz

BayVGH Bayerischer Verwaltungsgerichtshof

BeamtStG Beamtenstatusgesetz

BfV Bundesamt für Verfassungsschutz

BGBl. Bundesgesetzblatt

BIGE  Bayerische Informationsstelle gegen  

Extremismus

BJR Bayerischer Jugendring

BLM  Bayerische Landeszentrale für neue  

Medien

BMI  Bundesministerium des Innern,  

für Bau und Heimat

BMJV  Bundesministerium der Justiz und 

für Verbraucherschutz

BNW  Beratungsnetzwerk Bayern gegen 

Rechtsextremismus

BR Bayerischer Rundfunk

BT-Drs. Bundestags-Drucksache

BV Bayerische Verfassung

BvB  Aktenzeichen des Bundesverfas-

sungsgerichts

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGG  Bundesverfassungsgerichtsgesetz

BVerfGE  Bundesverfassungsgerichtsentschei-

dung

BVerfSchG Bundesverfassungsschutzgesetz

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVerwGE  Bundesverwaltungsgerichts-

entscheidung

bzw. beziehungsweise

ca. circa

d. h. das heißt

DEB  Deutsches Erwachsenenbildungs-

werk

DLRG  Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell-

schaft e. V.

DÖV  Die Öffentliche Verwaltung 

 (Zeitschrift)

DRA Deutsche Richterakademie

EA Europäische Aktion

Ebd./ebd. ebenda

etc. et cetera

e. V. eingetragener Verein

evtl. eventuell
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f. folgende (Seite)

ff. folgende (Seiten)

FNS Freies Netz Süd

FPI  Förderverein Pädagogische Initiati-

ven in der Metropolregion Nürnberg 

e. V.

F.U.E.R.  Familien-, Umfeld- und 

 Elternberatung

gem. gemäß

GETZ  Gemeinsames Extremismus- und  

Terrorismusabwehrzentrum

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

gGmbH  gemeinnützige Gesellschaft mit  

beschränkter Haftung

HföD  Hochschule für den Öffentlichen 

Dienst

Hrsg. Herausgeber

i.V.m. in Verbindung mit

IBD Identitäre Bewegung Deutschlands

IHRA   Internationale Allianz für Holocaust- 

Gedenken

JFF  JFF – Institut für Medienpädagogik in  

Forschung und Praxis

JMStV Jugendmedienschutz-Staatsvertrag

JA Junge Alternative für Deutschland

JN Junge Nationalisten

KIM  Kurzintervention zur Motivations-

förderung

KQB  Kundenorientierte Qualitätssteige-

rung für Beratungsorganisationen

KZ Konzentrationslager

LKS  Landeskoordinierungsstelle Bayern  

gegen Rechtsextremismus

Ls. Leitsatz

LT-Drs. Landtags-Drucksache

LzPolBiG  Gesetz über die Bayerische Landes-

zentrale für politische Bildungsarbeit

m.w.N. mit weiteren Nachweisen

MB  Mobile Beratung gegen Rechts-

extremismus

MiStra  Anordnung über Mitteilungen in  

Strafsachen

NJW Neue Juristische Wochenschrift

NPD  Nationaldemokratische Partei  

Deutschlands

Nr. Nummer

Nrn. Nummern

NS Nationalsozialismus

NSU Nationalsozialistischer Untergrund

PAG Polizeiaufgabengesetz

PfD Partnerschaft für Demokratie

PfP Power for Peace (Verein)

PMK Politisch Motivierte Kriminalität

RIAS Bayern  Recherche- und Informationsstelle  

Antisemitismus Bayern

RiStBV  Richtlinien für das Strafverfahren 

und das Bußgeldverfahren
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RLFB Regionale Lehrerfortbildung

Rn. Randnummer

RNF Ring Nationaler Frauen

S. Seite

SA Sturmabteilung

SchiLF Schulinterne Lehrerfortbildung

SDV   Schutzbund für das Deutsche Volk e.V.

SMV Schülermitverantwortung

sog. sogenannt

SOO Soldiers of Odin

StGB Strafgesetzbuch

StMAS  Bayerisches Staatsministerium für 

Familie, Arbeit und Soziales

StMI  Bayerisches Staatsministerium des  

Innern, für Sport und Integration

StMJ  Bayerisches Staatsministerium der  

Justiz

StMUK  Bayerisches Staatsministerium für  

Unterricht und Kultus

StMWK   Bayerisches Staatsministerium für  

Wissenschaft und Kunst

StPO Strafprozessordnung

TV-L  Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder

u. a. unter anderem

u. v. m. und vieles mehr

VAD  Verein für Aufklärung und  

Demokratie e.V.

VBRG  Verband der Beratungsstellen für  

Betroffene rechter, rassistischer und  

antisemitischer Gewalt e. V.

VereinsG Vereinsgesetz

VerftöDBek  Bekanntmachung über die Pflicht zur 

Verfassungstreue im öffentlichen 

Dienst

Vgl./vgl. vergleiche

VSG Vikings Security Germania

WEG Wodans Erben Germanien

z. B. zum Beispiel

ZET  Zentralstelle zur Bekämpfung von Ex-

tremismus und Terrorismus

ZKE  Zentrale Koordinierungsstelle für 

Maßnahmen gegen Extremismus in 

Justizvollzugsanstalten



Wollen Sie mehr über die Arbeit der Bayerischen 
Staatsregierung erfahren?

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen 
Staatsregierung. Unter Telefon 089 122220 oder per E-Mail  
an direkt@bayern.de erhalten Sie Informationsmaterial und 
Broschüren, Auskünfte zu aktuellen Themen und Internetquel-
len sowie Hinweise zu Behörden, zuständigen Stellen und 
Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung. Die 
Servicestelle kann keine Rechtsberatung in Einzelfällen geben.

IMPRESSUM

HERAUSGEBER  Bayerisches Staatsministerium des Innern,  
für Sport und Integration 
Odeonsplatz 3, 80539 München

  Bayerisches Staatsministerium der Justiz 
Justizpalast am Karlsplatz,  
Prielmayrstraße 7, 80335 München

  Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus 
Salvatorstraße 2, 80335 München

   Bayerisches Staatsministerium für  
Wissenschaft und Kunst 
Salvatorstraße 2, 80335 München 

  Bayerisches Staatsministerium für Familie, 
Arbeit und Soziales 
Winzererstraße 9, 80797 München

GESTALTUNG   ISAR 3 | Schuhmayr & Koethe GbR,  
Tim Schuhmayr & Ugo Furlani

BILDNACHWEIS   © Menschengruppe, Shutterstock

DRUCK  Gedruckt auf umweltzertifiziertem Papier  
 (FSC Mix Credit)

STAND  Oktober 2022

HINWEIS

  Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staats regierung herausgegeben. Sie darf weder von Parteien 
noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. 

  Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf 
Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen 
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer 
bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten 
einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen 
Mitglieder zu verwenden. 

  Die Druckschrift wurde mit größter Sorgfalt zusammengestellt. Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit des Inhalts kann dessen unge-
achtet nicht übernommen werden.

Impressum

55Impressum




